
3.6.0 Allgemeines

Man unterscheidet zwischen

– BÜ ohne technische Sicherung
– BÜ mit technischer Sicherung

– Lichtzeichen (gelb/rot)
– Blinklichter (rot blinkend)
– Lichtzeichen mit Halbschranke
– Blinklichter mit Halbschranke
– Lichtzeichen mit Schranken
– Schranken.

Nach § 14 Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG)
sind Schranken, Warnkreuze (Andreaskreuze)
und Blinklichter vom Eisenbahnunternehmer,
die Sichtflächen, Warnzeichen und Merkta-
feln (Baken) sowie andere der Sicherung des
sich kreuzenden Verkehrs dienende Straßen-
verkehrszeichen und -einrichtungen vom
Straßenbaulastträger auf seine Kosten zu
erhalten und in Betrieb zu halten. Bei Neu-
anlage oder Änderung können Ausgleichs-
zahlungen (Ablösungen) gefordert werden 
(§ 15 EKrG). Siehe auch Abschnitt 11.3.
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3.6 Sicherung der Bahnübergänge (BÜ)

Zeichen 150

Bahnübergang mit Schranken
oder Halbschranken

Zeichen 151

Unbeschrankter
Bahnübergang

3.6.1 Gefahrzeichen, Baken und andere Verkehrszeichen

G e fa h r ze i c h e n

Zeichen 150 ist dort aufzustellen, wo ein
beschrankter BÜ vorhanden ist. Es soll in
der Regel beiderseits der Straße oder
Fahrbahn aufgestellt werden.
Zeichen 151 ist dort aufzustellen, wo ein
unbeschrankter BÜ vorhanden ist. Es soll
in der Regel beiderseits der Straße oder
Fahrbahn aufgestellt werden.
Selbst auf Straßen mit geringer Verkehrs-
bedeutung genügen die Zeichen 150 oder
151 allein nicht, wenn dort schnell gefah-
ren wird oder der BÜ spät zu erkennen
ist. Es sind dann zusätzliche Baken (Zei-
chen 153 bis 159) aufzustellen.
Soweit nicht besondere Gründe eine andere
Anordnung erfordern, stehen Zeichen 150
und 151 im Allgemeinen 150 bis 250 m vor
dem Übergang. Muss ausnahmsweise ein
Gefahrzeichen in erheblich geringer Entfer-
nung vom Übergang aufgestellt werden, so
ist diese Entfernung auf einem Zusatzzeichen

unter dem Gefahrzeichen besonders anzu-
geben.
Wird der Übergang auch durch Baken ge-
kennzeichnet, dann sind die Zeichen 150
oder Zeichen 151 auf den Baken anzubrin-
gen, die etwa 240 m von dem Bahnübergang
entfernt aufgestellt werden (siehe Zeichen
153 und 156).

Vor Übergängen ohne technische Siche-
rung (keine Schranken, keine Halbschran-
ken, kein Blinklicht, kein Lichtzeichen) kann
es bei nicht ausreichender oder fehlender
Übersicht erforderlich sein, eine zulässige
Höchstgeschwindigkeit vorzuschreiben. Zei-
chen 274 ist dann auf den ein- und zweistrei-
figen Baken anzubringen (VwV–StVO zu Zei-
chen 201).
Zeichen 150 und 151 sollen rückstrahlend
sein. Es sollen hierfür stets stark reflektieren-
de Folien vom Typ 2 verwendet werden. Bei



hell erleuchtetem Umfeld und vielen Licht-
quellen ist zu prüfen, ob Folien vom Typ 3 er-
forderlich sind.

Anmerkung für BÜ, bei denen die
Schienenbahnen nicht den Vorrang besitzen:

Vor Bahnübergängen, bei denen die Schienen-
bahn nicht den Vorrang hat, also Andreas-
kreuze nicht aufgestellt sind, soll Zeichen 101

mit einem Zusatzschild, welches das Sinn-
bild einer Lok zeigt (Zusatzzeichen 1048-18
der Anlage 2), ausnahmsweise nur dann auf-
gestellt werden, wenn es im Interesse des
Straßenverkehrs erforderlich erscheint, die Ver-
kehrsteilnehmer zu warnen, also z.B. dann,
wenn die Sichtverhältnisse schlecht sind oder
der Übergang häufig von Zügen befahren wird.
Siehe auch bei Zeichen 101 und 112.
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dreistreifige Bake dreistreifige Bake zweistreifige einstreifige
(links) – vor (rechts) – vor Bake Bake

beschranktem unbeschranktem (links) (rechts)
Bahnübergang – Bahnübergang –

Zeichen 153 Zeichen 156 Zeichen 159 Zeichen 162

B a ke n

Baken dienen zur Vorankündigung von
Bahnübergängen. Wo die Verkehrsbedeu-
tung der Straße es verlangt, werden sie
beiderseits der Straße in folgenden Ent-
fernungen vor dem Bahnübergang aufge-
stellt:
dreistreifige Baken etwa 240 m
zweistreifige Baken etwa 160 m
einstreifige Baken etwa 80 m
vor dem Bahnübergang.
Baken sind in der Regel beiderseits der
Straße in gleicher Höhe aufzustellen (Bild 41).
Die Zeichen 150 und 151 sind auf den drei-
streifigen Baken angebracht. Die Baken sind
so aufzustellen, dass die roten Schrägstrei-

fen zur Fahrbahn hin geneigt sind. Müssen
bedingt durch die örtlichen Verhältnisse die
Baken in erheblich anderen Abständen als
240, 160 und 80 m vor dem Bahnübergang
aufgestellt werden, so ist der Abstand in
Metern oberhalb der Schrägstreifen in
schwarzen Ziffern, auf 10 m abgerundet, an-
zugeben (z. B. 100 m; Bild 42).
Baken werden auch auf Straßen geringer
Verkehrsbedeutung aufgestellt, wenn auf
diesen Straßen besonders schnell gefahren
wird oder Besonderheiten vorliegen (z. B. ge-
ringe Auffälligkeit des BÜ), die eine zusätz-
liche Vorankündigung rechtfertigen.
Die Baken sollen rückstrahlend sein. Es
sollten hierfür stets stark retroreflektierende



Folien vom Typ 2 verwendet werden, bei hell
erleuchtetem Umfeld und vielen Lichtquellen
Folien vom Typ 3.

von mindestens 100 m vor dem BÜ ange-
bracht sein.
Vor BÜ ohne technische Sicherung (keine
Schranken, keine Halbschranken, kein Blink-
licht, kein Lichtzeichen), an denen die Schie-
nenbahnen Vorrang haben, ist in jedem Fall
das Überholen durch Zeichen 276 zu verbie-
ten oder durch Fahrstreifenbegrenzung (Zei-
chen 295 oder 296) auszuschließen.

b) Fahrbahnmarkierungen
Durch geeignete Fahrbahnmarkierungen vor
BÜ kann die Sicherheit des Verkehrs erhöht
werden.
Hierzu ist Folgendes zu beachten:
1. Auf Straßen mit erheblichem Fahrverkehr
(als solche sind anzusehen Straßen mit DTV
von mehr als 3 000 Kfz/24 h), ist vor BÜ ab
der dreistufigen Bake (Zeichen 153 oder Zei-
chen 156) eine Leitlinie (Zeichen 340) aufzu-
bringen, durch die der für den Gegenverkehr
bestimmte Teil der Straße gekennzeichnet
wird (Bild 43). Sofern von dem Bahnunter-
nehmen beantragt, kann auch eine Markie-
rung gemäß Bild 44 aufgebracht werden.
2. Auf Straßen mit erheblichem Fahrver-
kehr ist vor BÜ mit Halbschranken sowie
an gefährlichen Stellen vor BÜ außer der
Leitlinie ab der zweistreifigen Bake, sofern
die Straße breit genug ist, stets eine einsei-
tige Fahrstreifenbegrenzung nach Zeichen
296 aufzubringen, und zwar so, dass der für
den Gegenverkehr bestimmte Teil der Straße
gesperrt wird (Bild 44, 1. Variante). Als zu-
sätzliche Sicherung kann ein Überholverbot
(Zeichen 276) erforderlich sein, das in der
Regel an der zweistreifigen Bake beginnen
soll, sonst mindestens aber 100 m vor dem
BÜ. Bei ungünstigen Sichtverhältnissen nach
Passieren des BÜ kann es erforderlich sein,
die 2. Variante zu wählen.
3. Für BÜ ohne technische Sicherung ist
bereits bei Straßen mit unerheblichem Fahr-
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A n d e re  Ve r ke h r s ze i c h e n

a) Geschwindigkeitsbeschränkungen, 
Überholverbote

Verbotszeichen für Geschwindigkeitsbe-
schränkungen sollen möglichst auf den zwei-
streifigen Baken angebracht werden. Sind
Baken nicht vorhanden und auch nicht erfor-
derlich, so soll das Zeichen mindestens 100 m
vor dem Übergang aufgestellt sein. Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen können be-
sonders dann erforderlich werden, wenn die
erforderliche Übersicht an einem BÜ nicht
gegeben ist. Weitere Anmerkungen zur Ge-
schwindigkeitsregelung bei BÜ siehe auch
BMV-Erlass vom 17. Juli 1972, dort Ziffer
2.5.
Überholverbotszeichen verbieten, dass Kraft-
fahrzeuge aller Art mehrspurige Kraftfahr-
zeuge (also in der Regel solche mit mehr als
zwei Rädern) überholen.
Sie sollen ebenfalls möglichst auf den zwei-
streifigen Baken, sonst in einer Entfernung

Bild 42: Baken, die in erheblich anderen Ab-
ständen als 240 m, 160 m und 80 m
vom BÜ aufgestellt sind, hier 100 m
statt 160 m

≤ 20 m ≤ 20 m

80 m 80 m 80 m

Bild 41: Baken, die nicht gegenüber aufstellbar sind: Abweichung bis zu 20 m ohne Aufschrift
möglich



verkehr in jedem Fall die vorstehend unter
Ziffer 2 angegebene Regelung zu treffen, mit
dem Unterschied, dass
– die Fahrstreifenbegrenzung durch Zei-

chen 295 oder 296 spätestens an der ein-
streifigen Bake zu beginnen hat (aber min-
destens 50 m lang sein muss).

– anstelle der Fahrstreifenbegrenzung ein
Überholverbot ausreichend ist.

4. Vor BÜ haben Lastkraftwagen mit einem
zulässigen Gesamtgewicht über 7,5 t und
Lastzüge außerhalb geschlossener Ortschaf-
ten dann, wenn rotes Blinklicht oder gelbe
oder rote Lichtzeichen gegeben werden oder
aber die Schranken sich senken oder ge-
schlossen sind (also vor technisch gesicher-
ten BÜ), auf solchen Straßen, wo sie von
mehrspurigen Fahrzeugen überholt wer-
den können oder dürfen, unmittelbar nach

der einstreifigen Bake zu warten (StVO § 19
Abs. 3). Vor solchen BÜ empfiehlt es sich,
die Fahrstreifenbegrenzung nach Zeichen
296 erst etwa 30 m vor dem BÜ beginnen zu
lassen und auch erst dort das Zeichen 276
(Überholverbot) aufzustellen. Eine Geschwin-
digkeitsbeschränkung ist in jedem Falle ab
der zweistreifigen Bake erforderlich.
Überall dort, wo eine Leitlinie (Zeichen 340)
oder eine Fahrstreifenbegrenzung (Zeichen
295, 296) vorhanden ist, sollte in der Regel
in Höhe des Andreaskreuzes auch eine Halt-
linie (Zeichen 294) markiert werden. Bei
Lichtzeichen und Blinklichtern ist die Halt-
linie gemäß VwV–StVO zu § 37, zu Absatz 2,
IV anzubringen.
Der Unterhaltung von Markierungen im Be-
reich von BÜ ist besondere Aufmerksamkeit
zu widmen.
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Eisenbahn

240 160 80

24016080

Bild 43: BÜ mit Leitlinie auf Straßen mit erheblichem Fahrverkehr (Zeichen 340). Die hier darge-
stellten Blinklichter dürfen nicht mehr neu eingebaut werden

Eisenbahn

240 160 80

24016080
1 Variante 2 Variante1. Variante 2. Variante

Bild 44: BÜ mit Zeichen 295 oder 296 auf Straßen mit erheblichem Fahrverkehr bei Halbschranken
stets oder an gefährlichen Stellen



Andreaskreuze müssen dort aufgestellt
werden, wo eine Straße höhengleich die
Gleise einer Eisenbahn des öffentlichen
Verkehrs kreuzt. Sie sollten in der Regel
beiderseits der Straße stehen. Bei übri-
gen Schienenbahnen (Eisenbahnen des
nichtöffentlichen Verkehrs) und Straßen-
bahnen können Andreaskreuze aufgestellt
werden, wenn diese Bahnen am Übergang
auf besonderem Bahnkörper verlegt sind
und ihnen Vorrang vor dem übrigen Ver-
kehr eingeräumt werden soll. Durch das
Aufstellen der Andreaskreuze wird der
Vorrang der Bahn den Verkehrsteilnehmern
angezeigt.
Andreaskreuze sind an den Stellen anzu-
bringen, vor denen Straßenfahrzeuge und
Tiere angehalten werden müssen, wenn der
Bahnübergang nicht überquert werden darf.
Andreaskreuze sind nicht erforderlich an
Bahnübergängen von
1. Feld- und Waldwegen, wenn die Bahn-

übergänge ausreichend erkennbar sind,
2. Fußwegen
3. Privatwegen ohne öffentlichen Verkehr,

die als solche gekennzeichnet sind,
4. anderen Straßen und Wegen über

Nebengleise, wenn die Bahnübergänge
für das Befahren mit Eisenbahnfahr-
zeugen durch Posten oder Lichtzei-
chen vom Straßenverkehr freigehalten
werden.

In Ortschaften und bei beengten Verhält-
nissen darf das Andreaskreuz um 90° ge-
dreht (liegend) angebracht und vom üb-
lichen Höhenmaß abgewichen werden.
Andreaskreuze dürfen nicht mit anderen
Verkehrsschildern kombiniert werden. Sie
müssen rückstrahlend sein, auch wenn

dies an Feld- oder Waldwegen nicht zwin-
gend vorgeschrieben ist. Hierbei sollen
stets stark retroreflektierende Folien min-
destens vom Typ 2 verwendet werden.

Bahnübergänge von Eisenbahnen des öf-
fentlichen Verkehrs müssen auch dann
durch Andreaskreuze gekennzeichnet sein,
wenn die Bahn nicht auf besonderem Bahn-
körper verlegt ist.
Bahnübergänge der übrigen Schienenbahnen
(z. B. Anschlussgleise,Werksbahnen,Gruben-
bahnen, Feldbahnen) und Straßenbahnen
sollen nur dann mit Andreaskreuzen gekenn-
zeichnet werden, wenn die Bahn an dem
Übergang auf besonderem Bahnkörper ver-
legt ist; ein besonderer Bahnkörper ist auch
dann vorhanden, wenn die Gleise auf be-
sonderem Bahnkörper innerhalb des Ver-
kehrsraumes einer öffentlichen Straße ver-
legt sind oder wenn beim BÜ die Gleise nur
auf der einen Seite des Überganges auf be-
sonderem Bahnkörper liegen, auf der ande-
ren Seite dagegen in der Fahrbahn einer
Straße eingebettet sind. Bei diesen Bahn-
übergängen sollen die übrigen Schienen-
bahnen nur dann Vorrang erhalten, wenn die
örtlichen Verhältnisse es erfordern (z. B. star-
kes Gefälle der Bahnstrecke und daher langer
Bremsweg der Bahn, Erschwernisse beim
Wiederanfahren) oder wenn der Bahnver-
kehr stark ist. Straßenbahnen auf besonde-
rem Bahnkörper, der nicht im Verkehrsraum
einer Straße liegt, ist in der Regel der Vor-
rang zu geben.
Wo bei Straßenbahnen der besondere Bahn-
körper innerhalb des Verkehrsraumes einer
vorfahrtberechtigten Straße oder unmittelbar
daneben liegt, brauchen Andreaskreuze dann
nicht aufgestellt zu werden, wenn klar er-
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3.6.2 Andreaskreuz

Zeichen 201 Zeichen 201-51

Andreaskreuz (auch liegend)
Dem Schienenverkehr Vorrang gewähren!



2 Bahnübergänge
kennbar ist, dass der Schienenverkehr zum
Verkehr der vorfahrtberechtigten Straße ge-
hört und damit die Vorfahrt durch die negati-
ven Vorfahrtzeichen abgedeckt ist (Bild 45).
Wo der parallel zur Straßenbahn verlaufende
Verkehr keine Vorfahrt besitzt, sollte auch die
Straßenbahn keinen Vorrang erhalten.
Das Andreaskreuz darf unmittelbar vor dem
besonderen Bahnkörper einer Straßenbahn
nur dann aufgestellt werden, wenn genü-
gend Stauraum für ein vor dem Andreas-
kreuz wartendes Fahrzeug vorhanden ist, so
dass der parallel zur Straßenbahn verlaufende
Fahrzeugverkehr nicht gestört wird. Dort, wo
der Verkehr durch Lichtzeichen geregelt wird,
kann der die Schienen kreuzende Abbiege-
verkehr in die Lichtzeichenregelung mit ein-
bezogen oder durch gelbes Blinklicht mit dem
Sinnbild einer Straßenbahn gewarnt werden.

Das Andreaskreuz ist mit 3,0 m Abstand zur
Gleisachse aufzustellen, bei nicht rechtwink-
ligen BÜ ist der Abstand nach den Festle-
gungen der Ril 815 zu ermitteln (siehe nach-
stehend abgedruckten Auszug aus der Ril
815). Er darf nur aus zwingenden Gründen
vergrößert werden, z. B. bei Einmündung von
Seitenwegen oder bei steil gegen die Bahn
abfallenden Wegen. Bei beschrankten Über-
gängen soll das Andreaskreuz möglichst na-
he an der Schranke stehen.

Wo in einem Hafen- oder Industriegebiet 
den Schienenbahnen Vorrang gewährt wird,
müssen an allen Einfahrten zum Hafen-
gebiet Andreaskreuze mit dem Zusatzschild
„Hafengebiet, Schienenfahrzeuge haben Vor-
rang“ (Zusatzzeichen 1008-33) oder „Indust-
riegebiet, Schienenfahrzeuge haben Vor-
rang“ (Zusatzzeichen 1008-32) aufgestellt
werden. Dann haben auch die Schienenbah-
nen Vorrang, die nicht auf besonderem
Bahnkörper verlegt sind.

Andreaskreuze stehen als Straßenverkehrs-
zeichen in der Regel auf beiden Straßen-
seiten. Bei Feld- und Waldwegen – wenn
überhaupt – sowie bei Straßen mit schwa-
chem Verkehr genügt ein Andreaskreuz auf
der rechten Straßenseite. Es ist links aufzu-
stellen, wenn dadurch eine bessere Sicht auf
das Andreaskreuz gegeben ist. Bei Strecken
mit elektrischen Fahrleitungen ist ein Blitz-
pfeil in der Mitte des Andreaskreuzes anzu-
bringen (Zeichen 201-51).

Werden zwei oder mehr Bahnübergänge nur
durch ein Andreaskreuz gekennzeichnet, so
ist die Zusatztafel mit Angabe der Anzahl der
Bahnübergänge unter dem Andreaskreuz
anzubringen (Bild 46).

Unter Andreaskreuzen vor abzweigenden
Straßen ist die Zusatztafel mit Hinweispfeil
so anzubringen, dass der Pfeil zum Bahn-
übergang zeigt, um zu verdeutlichen, dass
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Bild 45: Vorfahrtregelung bei Straßenbahnen
auf besonderem Bahnkörper (ohne
Andreaskreuze). Nur anzuwenden wenn
zweifelsfrei erkennbar ist, dass der
Schienenverkehr zum Verkehr der vor-
fahrtberechtigten Straße gehört

Straßenbahn
auf besonderem
Bahnkörper

Bild 46: Zusatzschild 2 Bahnübergänge

Bild 47: Hinweispfeil (Zusatzzeichen 1000-21)
unter Andreaskreuz



das Andreaskreuz nur für diese Fahrtrich-
tung gilt (Bilder 47, 48 und 49).
Einzelheiten über die Sicherung der Andreas-
kreuze und der Lichtzeichen und Blink-
lichter durch Schutzplanken enthält Ril 815
der DB-AG (Bild 50/51). Bild 52 zeigt eine Bei-
spiel-Gesamtdarstellung von Straßenverkehrs-
zeichen, Markierungen und Halbschranken).

3.6.3 Blinklichter 
(alte, auslaufende Regelung)

Zur Sicherung des Straßenverkehrs an BÜ
wird auch noch rotes Blinklicht verwendet. In

der Grundstellung – wenn kein Zug sich
nähert – sind die für den Straßenverkehr be-
stimmten Signale dunkel. Für Kosten und
Betrieb der Blinklichtanlage sind die Bahn-
unternehmen zuständig. Bei der Deutschen
Bahn werden keine Blinklichter mehr neu
eingebaut. Wo vorhanden, dürfen sie verblei-
ben, sollten jedoch bei Erneuerungen oder
größeren Änderungen auf Lichtzeichen (Bild
53) umgerüstet werden (siehe Ril 815).
An mehrgleisigen Strecken mit schwachem
Verkehr auf der Straße trifft man auch noch
auf rotes Blinklicht in Verbindung mit einer
im Signalschirm angebrachten Leuchtschrift
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schwächerer                       Verkehr stärkerer                      Verkehr

Bild 49: Parallelstraßen zu den Bahngleisen
mit stärkerem Verkehr. Gestrichelt ge-
zeichnete Andreaskreuze mit Hinweis-
pfeil können, wenn die örtlichen Ge-
gebenheiten es erfordern, zusätzlich
aufgestellt werden.

Bild 48: Parallelstraße zu den Bahngleisen mit
schwächerem Verkehr. Gestrichelt ge-
zeichnete Andreaskreuze mit Hinweis-
pfeil können, wenn die örtlichen Ge-
gebenheiten es erfordern, zusätzlich
aufgestellt werden.
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„2 Züge“ und einem Wecker. Die zusätz-
lichen Sicherungen werden wirksam, wenn
und solange der Bahnübergang für einen
oder weitere Züge gesperrt bleibt (Bild 54).
Die Blinklichtanlagen – in der Grundstellung
ohne Licht – zeigen nur ein rotes Blinklicht,
wenn ein Zug sich nähert. Das Ein- und Aus-
schalten erfolgt durch den Zug.
Halbschranken dürfen nur in Verbindung mit
Lichtzeichen oder Binklichtern verwendet
werden (Bild 55).

3.6.4 Lichtzeichen 
(Lichtsignalanlagen) an BÜ

Hinsichtlich der technischen Sicherung von
Bahnübergängen ist anzumerken, dass die
zuständigen Fachleute der Bahnunterneh-
men über gute Kenntnisse und Erfahrungen
bezüglich der einzelnen Sicherungsmaßnah-
men verfügen. Die Ril 815 der Deutschen
Bahn (DB) „Bahnübergangsanlagen planen
und instandhalten“, Ausgabe 2002 enthält die
Grundsätze für Planung, Bau und Instand-
haltung der BÜ und ist für die Sicherung der
BÜ verbindlich.

Lichtzeichen müssen der Anlage 5 EBO § 11
entsprechen. Sie müssen zuerst „Gelb“ und
nach der Gelbzeit „Rot“ zeigen. Sie sind mit
Andreaskreuz kombiniert aufzustellen (siehe
Bild 53). Bei mehrgleisigen Strecken dürfen
Lichtzeichen nur in Verbindung mit Schran-
ken oder Halbschranken verwendet werden
(siehe Bild 55).
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Bild 52: Beispiel zu Straßenverkehrszeichen und Markierungen vor BÜ Quelle: Ril 815 DBAG

Zeichen 153
dreistreifige
Bake (links)
– vor beschranktem BÜ

Zeichen 162-20
einstreifige
Bake (links)

Zeichen 159-20
zweistreifige
Bake (links)

Z 295
Fahrstreifenbegrenzung
(max l=30 m)

Zeichen 294
Haltlinie

Z 162-10
(rechts)

Z 159-10
(rechts)

Z 153
(rechts)
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Z 340 Leitlin
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Z 295 Fahrbahnbegrenzung
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Fall: Beschrankter BÜ (Lichtzeichen mit Halbschranken)
zulässige Höchstgeschwindigkeit vSt=70 km / h
Lage außerorts

Bild 53: Andreaskreuz mit Lichtzeichen

Fall: Beschrankter BÜ (Lichtzeichen mit Halbschranken)
zulässige Höchstgeschwindigkeit vSt=70 km / h
Lage außerorts



Es ist zu beachten, dass bei Abhängigkeiten
zwischen der technischen Sicherung von
Bahnübergängen und der Verkehrsregelung
an benachbarten Straßenknoten die nach-
stehenden Richtlinien „BÜSTRA“ gelten.

Die maßgeblichen Lichtraumumgrenzungen
der Straße, die nach der zulässigen Ge-
schwindigkeit für den Straßenverkehr unter-
schiedlich sein können, sind zu beachten.
Dabei wird nach Verkehrsraum, der plan-
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2 Züge

FahrbahnS
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Bild 55: Beispiel einer Halbschranke mit Lichtzeichen.
Halbschranken dürfen nur in Verbindung mit
Lichtzeichen oder Blinklichtern verwendet wer-
den. Auch hier dürfen Blinklichter nicht mehr
neu eingebaut werden.

Bild 54:
Straßensignal der Blinklichtanlage mit
Leuchtschrift „2 Züge“, Wecker und
Andreaskreuz; Blinklichter dürfen
nicht mehr neu eingebaut werden

vorgeschaltete  

beim Räumen des BÜ  
behinderter Verkehr 

1)  können in bestimmten Fällen gemeinsam
     mit den vLz angeschaltet werden

Lichtzeichen  

Schleppkurve 

1)1)

Bild 56: Beispiel für das Anordnen vorgeschalteter Lichtzeichen. Sie dürfen nur bei Lichtzeichen,
nicht jedoch bei Blinklichtern verwendet werden und dürfen nur Gelb und Rot anzeigen;
Grün ist nicht zugelassen Quelle: Ril 815 DBAG



mäßig durch Fahrzeuge, Radfahrer und Fuß-
gänger eingenommen wird, und den darüber
hinausgehenden Lichtraumbegrenzungen
unterschieden (siehe Ril 815 Bild 10).
Beispiele für das Aufstellen von Andreas-
kreuzen und Lichtzeichen siehe nachstehend
abgedruckten Auszug aus der Ril 815.
In bestimmten Fällen darf die Lichtraum-
umgrenzung eingeschränkt werden, ebenso
sind verschiedene Einbauten (z. B. Verkehrs-
zeichen) zulässig. Es ist zu beachten, dass
die unterschiedlichen Lichtraumumgrenzun-
gen innerorts und außerorts entscheidend für
die seitlichen Abstände der Verkehrszeichen
und -einrichtungen sowie der Straßensignale
und Schranken sind. Es sei hier nochmals
darauf hingewiesen, dass zum Schutz der
Straßensignale vor Beschädigung durch
Straßenfahrzeuge Schutzplanken eingebaut
werden können. Diese sollen 75 cm über
Oberkante der befestigten Fläche reichen
und dürfen bis auf 50 cm an den Verkehrs-
raum der Fahrbahnen herangesetzt werden.
Weitere Einzelheiten über die konstruktive

Gestaltung der Schutzplanken sind unter
Abschnitt 8.4 zu finden.
Besteht Gefahr, dass infolge benachbarter
Straßenknoten das Räumen eines BÜ behin-
dert wird, dürfen vorgeschaltete Lichtzeichen
eingesetzt werden (Bild 56).

3.6.5 Schranken
Schranken dienen der Sperrung des Bahn-
überganges über die ganze Straßenbreite
(Bild 57).
Das Schließen der Schranken kann durch
Glockenzeichen oder Lichtzeichen angekün-
digt werden. Wenig benutzte BÜ können mit
Anrufschranken ausgerüstet werden. Diese
sind in der Grundstellung geschlossen und
werden nur auf Anforderung des Straßenbe-
nutzers (mittels Klingel- oder Sprechanlage)
geöffnet.
Die Ankündigung der Schranken – auch
Halbschranken – erfolgt bei Straßen mit
geringer Verkehrsbedeutung und mit lang-
samem Verkehr durch Zeichen 150, sonst
durch Zeichen 153 mit Baken.
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Die Richtlinie der Deutschen Bahn „Bahnübergangsanlagen planen und instand-
halten“ – Ril 815 ist neu erschienen, Ausgabe 2002.
Nicht bundeseigene Eisenbahnen „Vorschrift für die Sicherung der Bahnüber-
gänge bei Nicht bundeseigenen Eisenbahnen (BÜV – NE)“.

(1) Schienenfahrzeuge haben Vorrang
1. auf Bahnübergängen mit Andreaskreuz (Zeichen 201),
2. auf Bahnübergängen über Fuß-, Feld-, Wald- oder Radwege und
3. in Hafen- und Industriegebieten, wenn an den Einfahrten das Andreaskreuz 

mit dem Zusatzschild „Hafengebiet, Schienenfahrzeuge haben Vorrang“ oder
„Industriegebiet, Schienenfahrzeuge haben Vorrang“ steht. Der Straßenverkehr
darf sich solchen Bahnübergängen nur mit mäßiger Geschwindigkeit nähern.

Deutsche Bahn
Ril 815

StVO
§ 19 

Abs. 1 bis 7

Zu Abschnitt 3.6

Fahrbahn

S
tra

ße
na

ch
se

Bild 57: Schranken zum Sperren der gesamten Straßenbreite



(2) Fahrzeuge haben vor dem Andreaskreuz, Fußgänger in sicherer Entfernung
vor dem Bahnübergang zu warten, wenn
1. sich ein Schienenfahrzeug nähert,
2. rotes Blinklicht oder gelbe oder rote Lichtzeichen gegeben werden,
3. die Schranken sich senken oder geschlossen sind oder
4. ein Bahnbediensteter Halt gebietet.
Hat rotes Blinklicht die Form eines Pfeiles, so hat nur zu warten, wer in die Rich-
tung des Pfeiles abbiegen will. Das Senken der Schranken kann durch Glocken-
zeichen angekündigt werden.
(3) Lastkraftwagen mit einem zulässigen Gesamtgewicht über 7,5 t und Züge
haben in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 und 3 außerhalb geschlossener Ort-
schaften auf Straßen, auf denen sie von mehrspurigen Fahrzeugen überholt wer-
den können und dürfen, schon unmittelbar nach der einstreifigen Bake (Zeichen
162) zu warten.
(4) Kann der Bahnübergang wegen des Straßenverkehrs nicht zügig und ohne
Aufenthalt überquert werden, ist vor dem Andreaskreuz zu warten.
(5) Wer einen Fuß-, Feld-, Wald- oder Radweg benutzt, muss sich an Bahnüber-
gängen ohne Andreaskreuz entsprechend verhalten.
(6) Vor Bahnübergängen ohne Vorrang der Schienenfahrzeuge ist in sicherer Ent-
fernung zu warten, wenn ein Bahnbediensteter mit einer weiß-rot-weißen Fahne
oder einer roten Leuchte Halt gebietet. Werden gelbe oder rote Lichtzeichen ge-
geben, gilt § 37 Abs. 2 Nr. 1 entsprechend.
(7) Die Scheinwerfer wartender Kraftfahrzeuge dürfen niemand blenden.
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(Fortsetzung)

1 I. Die Zeichen sollen rückstrahlen.
2 II. Die Zeichen sind in der Regel auf beiden Straßenseiten aufzustellen.
3 III. Die Zeichen dürfen nur vor Übergängen von Schienenbahnen mit Vorrang

verwendet werden. Vgl. auch Nummer II zu Zeichen 101; Rn 2.
4 IV. In der Regel sind die Zeichen 153 bis 162 anzubringen. Selbst auf Straßen

von geringer Verkehrsbedeutung genügen die Zeichen 150 und 151 nicht,
wenn dort schnell gefahren wird oder wenn der Bahnübergang spät zu er-
kennen ist.

…
Zeichen 201 Andreaskreuz. Dem Schienenverkehr Vorrang gewähren!
Es befindet sich vor dem Bahnübergang, und zwar in der Regel unmittelbar davor.
Ein Blitzpfeil in der Mitte des Andreaskreuzes zeigt an, dass die Bahnstrecke elek-
trische Fahrleitung hat. Ein Zusatzschild mit schwarzem Pfeil zeigt an, dass das
Andreaskreuz nur für den Straßenverkehr in Richtung dieses Pfeiles gilt.

1 I. Das Zeichen muss voll rückstrahlen. Von einer solchen Ausführung darf
nur abgesehen werden

2 1. bei Andreaskreuzen, die nach Nummer III 7 Buchstabe e zu den §§ 39 bis
43 (Rn 23) dieser Vorschrift beleuchtet sind,

3 2. bei Andreaskreuzen an Feld- oder Waldwegen.
4 II. Die Andreaskreuze sind in der Regel möglichst nahe, aber nicht weniger

als 2,25 m vor der äußeren Schiene aufzustellen.
5 III. Andreaskreuze sind am gleichen Pfosten wie Blinklichter oder Lichtzei-

chen anzubringen. Mit anderen Verkehrszeichen dürfen sie nicht kombiniert
werden.

6 IV. Wo in den Hafen- und Industriegebieten den Schienenbahnen Vorrang
gewährt werden soll, müssen Andreaskreuze an allen Einfahrten aufgestellt
werden. Vorrang haben dann auch Schienenbahnen, die nicht auf besonde-
rem Bahnkörper verlegt sind. Für Industriegebiete kommt eine solche Rege-
lung nur in Betracht, wenn es sich um geschlossene Gebiete handelt, die als
solche erkennbar sind und die nur über bestimmte Zufahrten erreicht werden
können.

VwV–StVO
zu den Zeichen

150 bis 162 
Bahnübergang

StVO 
§ 41 

Abs. 2, Ziff. 1a

VwV–StVO 
zu Zeichen 201

Andreaskreuz



V. Weitere Sicherung vor Übergängen von Schienenbahnen mit Vorrang
7 1. Wegen der ständig zunehmenden Verkehrsdichte auf den Straßen ist die

technische Sicherung der bisher nicht so gesicherten Bahnübergänge anzu-
streben. Besonders ist darauf zu achten, ob Bahnübergänge infolge Zunah-
me der Verkehrsstärke einer technischen Sicherung bedürfen. Anregungen
sind der höheren Verwaltungsbehörde vorzulegen.

8 2. Auf die Schaffung ausreichender Sichtflächen an Bahnübergängen ohne
technische Sicherung ist hinzuwirken. Wo solche Übersicht fehlt, ist die
zulässige Höchstgeschwindigkeit vor dem Bahnübergang angemessen zu
beschränken. Das Zeichen 274 ist über den ein- oder zweistreifigen Baken
(Zeichen 159 und 162) anzubringen (vgl. jedoch Nummer 5; Rn 11).

9 3. Auf Straßen mit nicht unerheblichem Fahrverkehr ist von den dreistreifigen
Baken (Zeichen 153 und 156) ab der für den Gegenverkehr bestimmte Teil
der Fahrbahn durch Leitlinien (Zeichen 340) zu markieren, jedoch an gefähr-
lichen Stellen, vor Halbschranken bei ausreichender Straßenbreite stets, von
den zweistreifigen Baken (Zeichen 159) ab mindestens durch einseitige Fahr-
streifenbegrenzungen (Zeichen 296) für den Fahrstreifen A. Daneben kann
es sich dann aber auch empfehlen, das Überholen durch Zeichen 276, die in
der Regel über den zweistreifigen Baken (Zeichen 159) anzubringen sind, zu
verbieten.

10 4. Vor technisch nicht gesicherten Übergängen von Schienenbahnen mit
Vorrang ist jedes Überholen, wenn die Straße dazu breit genug wäre, durch
Zeichen 276 zu verbieten oder durch Fahrstreifenbegrenzung (Zeichen 295
oder 296) unmöglich zu machen, und zwar auch dann, wenn der Fahrverkehr
auf der Straße ganz unerheblich ist. Die Fahrstreifenbegrenzung sollte spätes-
tens an der einstreifigen Bake beginnen, sonst mindestens 50 m lang sein;
das Überholverbotszeichen ist spätestens über der zweistreifigen Bake anzu-
bringen, sonst mindestens 100 m vor dem Bahnübergang.

11 5. Wo nach § 19 Abs. 3 Lastkraftwagen mit einem zulässigen Gesamtgewicht
über 7,5 t und Züge schon unmittelbar nach der einstreifigen Bake warten
müssen, empfiehlt es sich, die Überholverbotszeichen erst 30 m vor dem
Übergang aufzustellen und Fahrstreifenbegrenzungen erst dort beginnen zu
lassen; eine Geschwindigkeitsbeschränkung von den zweistreifigen Baken
(Zeichen 159) ab ist dann unerlässlich.

12 6. Jedenfalls dort, wo Längsmarkierungen angebracht sind, empfiehlt es
sich, auch eine Haltlinie (Zeichen 294), in der Regel in Höhe des Andreas-
kreuzes, zu markieren.

13 7. Vgl. auch zu den Zeichen 150 bis 162.
14 8. Bevor ein Verkehrsschild oder eine Markierung angebracht oder entfernt

wird, ist das Bahnunternehmen zu hören.
VI. Straßenbahnen und die übrigen Schienenbahnen (Privatanschlussbah-
nen)

15 1. Über die Zustimmungsbedürftigkeit der Aufstellung und Entfernung von
Andreaskreuzen vgl. Nummer III zu § 45 Abs. 1 bis 1 e; Rn 3 ff. Außerdem
sind, soweit die Aufsicht über die Bahnen nicht bei den obersten Landes-
behörden liegt, die für die Aufsicht zuständigen Behörden zu beteiligen; sind
die Bahnen Zubehör einer bergbaulichen Anlage, dann sind auch die obers-
ten Bergbaubehörden zu beteiligen.

16 2. Der Vorrang darf nur gewährt werden, wenn eine solche Schienenbahn
auf besonderem Bahnkörper verlegt ist, dies auch dann, wenn der besondere
Bahnkörper innerhalb des Verkehrsraums einer öffentlichen Straße liegt.
Eine Schienenbahn ist schon dann an einem Übergang auf besonderem
Bahnkörper verlegt, wenn dieser an dem Übergang endet. Ein besonderer
Bahnkörper setzt mindestens voraus, dass die Gleise durch ortsfeste, körper-
liche Hindernisse vom übrigen Verkehrsraum abgegrenzt und diese Hinder-
nisse auffällig kenntlich gemacht sind; abtrennende Bordsteine müssen weiß
sein.

17 VII. 1. Straßenbahnen auf besonderem Bahnkörper, der nicht innerhalb des
Verkehrsraums einer öffentlichen Straße liegt, ist in der Regel durch Aufstel-
lung von Andreaskreuzen der Vorrang zu geben. An solchen Bahnübergän-
gen ist schon bei mäßigem Verkehr auf der querenden Straße oder wenn auf
dieser Straße schneller als 50 km/h gefahren wird, die Anbringung einer
straßenbahnabhängigen, in der Regel zweifarbigen Lichtzeichenanlage (vgl.
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§ 37 Abs. 2 Nr. 3) oder von Schranken zu erwägen. Auch an solchen Bahn-
übergängen über Feld- und Waldwege sind Andreaskreuze dann erforderlich,
wenn der Bahnübergang nicht ausreichend erkennbar ist; unzureichende
Übersicht über die Bahnstrecke kann ebenfalls dazu Anlass geben.

18 2. a) Liegt der besondere Bahnkörper innerhalb des Verkehrsraums einer
Straße mit Vorfahrt oder verläuft er neben einer solchen Straße, so bedarf es
nur dann eines Andreaskreuzes, wenn der Schienenverkehr für den kreuzen-
den oder abbiegenden Fahrzeugführer nach dem optischen Eindruck nicht
zweifelsfrei zu dem Verkehr auf der Straße mit Vorfahrt gehört. Unmittelbar
vor dem besonderen Bahnkörper darf das Andreaskreuz nur dann aufgestellt
werden, wenn so viel Stauraum vorhanden ist, dass ein vor dem Andreaskreuz
wartendes Fahrzeug den Längsverkehr nicht stört. Wird an einer Kreuzung
oder Einmündung der Verkehr durch Lichtzeichen geregelt, so muss auch der
Straßenbahnverkehr auf diese Weise geregelt werden, und das auch dann,
wenn der Bahnkörper parallel zu einer Straße in deren unmittelbarer Nähe
verläuft. Dann ist auch stets zu erwägen, ob der die Schienen kreuzende Ab-
biegeverkehr gleichfalls durch Lichtzeichen zu regeln oder durch gelbes
Blinklicht mit dem Sinnbild einer Straßenbahn zu warnen ist. 

19 b) Hat der gleichgerichtete Verkehr an einer Kreuzung oder Einmündung
nicht die Vorfahrt, so ist es kaum je zu verantworten, der Straßenbahn Vor-
rang zu geben.
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Richtlinien über Abhängigkeiten zwischen der technischen Sicherung von
Bahnübergängen und der Verkehrsregelung an benachbarten Straßenkreu-
zungen und -einmündungen (BÜSTRA)

BMV– StV 4/36.42.37 – 01 – 17. Juli 1972 unter Berücksichtigung der Änderungen
vom 19. Januar 1977 (VkBl 1977 S. 90) und vom 13. Januar 1984 (VkBl 1984 S. 38)

1. Geltungsbereich
1.1 Liegen Kreuzungen so nahe an Bahnübergängen, dass das Sichern des BÜ
oder die Verkehrsabwicklung an der Kreuzung bei gesperrtem BÜ beeinträchtigt
wird, dass ein von der Kreuzung ausgehender Rückstau auf den BÜ nicht ausge-
schlossen werden kann, so sind die Regelungen des Straßenverkehrs und die der
BÜ-Sicherung aufeinander abzustimmen.
1.2 Dem Aufbau und der Abhängigkeit zwischen den technischen Einrichtungen
zur Verkehrsregelung und der BÜ-Sicherung sind diese Richtlinien zu Grunde zu
legen.
1.3 Sie sind anzuwenden beim Bau neuer Lichtzeichen- oder Kreuzungsanlagen
sowie bei wesentlichen Umbauten oder Änderungen bestehender Anlagen. Sie
gelten für alle BÜ der DB und nach Einführung durch die zuständigen Landes-
behörden auch für die BÜ der NE.

2. Zweck der Abhängigkeiten
Die in den Abschnitten 3 und 4 beschriebenen Maßnahmen sollen den Straßen-
verkehr zum BÜ frühzeitig unterbrechen, so dass die jeweilige BÜ-Sicherung ohne
Behinderung des Schienenverkehrs wirksam werden kann. Müssen Eisenbahn-
fahrzeuge jedoch vor dem BÜ anhalten und wird die Beeinflussung von Hand
betätigt, so ist die für den Straßenverkehr günstigste Schaltung zu wählen.
Ein Rückstau auf den BÜ und die Kreuzung soll vermieden werden. Sollte sich
dennoch ein Rückstau auf dem BÜ bilden, so muss das rechtzeitige Räumen des
BÜ erreicht werden können.

3. Maßnahmen am Bahnübergang
3.1 Art der technischen Sicherung
Für die Art der technischen BÜ-Sicherung (Schranken oder Lichtzeichen, Letztere
auch in Verbindung mit Halbschranken) und ihre konstruktive Ausbildung gelten
die Vorschriften der EBO, ESBO, BOA und die ergänzenden Bestimmungen der
DB sowie der NE. Blinklichter mit oder ohne Halbschranken sollen hierbei nicht
mehr verwendet werden.
Alle Einrichtungen, die für die Sicherung des BÜ unmittelbar benutzt werden, sind
Bestandteil der technischen BÜ-Sicherung; dies gilt auch für die Lichtzeichen am
BÜ, die in wenigstens ein Lichtzeichenprogramm zur Verkehrsregelung an der
Kreuzung einbezogen sind.

BMV–StV 4/
36.42.37 – 01 –

17. Juli 1972



Die den BÜ sichernden sowie die zum rechtzeitigen Räumen des BÜ von zurück-
gestauten Fahrzeugen vorgesehenen LZG müssen auf der anderen Fahrbahnseite
oder über der Fahrbahn wiederholt werden.
3.2 Zeitkonstante des BÜ
Bei abhängigen Anlagen setzt sich der jeweilige Gesamt-Zeitbedarf für die Beein-
flussung des Straßenverkehrs und das Sichern des BÜ (= Zeitkonstante tk) aus
zwei Teilzeiten zusammen (tk = tk1+ tk2);
diese sind
tk1 = Zeitbedarf für die Beeinflussung des Straßenverkehrs, um das Sichern des

BÜ (Zeitbedarf tk2) zu ermöglichen (vgl. 4.2).
tk2 = Zeitbedarf für das Sichern des BÜ, wenn keine benachbarte Kreuzung den

Verkehrsablauf beeinflussen würde.
Die Teilzeit tk1 ist von der Straßenverkehrsbehörde, die Teilzeit tk2 von der Bahn-
verwaltung zu ermitteln.
3.3 Signalabhängigkeit
Zur Erhöhung der Sicherheit sind in der Regel die den BÜ schützenden Eisen-
bahnsignale (z. B. Hauptsignale, Überwachungssignale) und die BÜ-Sicherungs-
einrichtungen voneinander abhängig zu schalten. Im Rahmen der technischen
Möglichkeiten ist sicherzustellen, dass das Eisenbahnfahrzeug bei Ausfall der BÜ-
Sicherungseinrichtung rechtzeitig vor dem BÜ zum Halten gebracht werden kann.

4. Maßnahmen an Straßenkreuzungen und -einmündungen
4.1 Art der Einrichtungen zur Verkehrsregelung
Für die Verkehrsregelung an der Kreuzung gelten die Vorschriften der StVO und
der VwV–StVO.
Alle Einrichtungen für die Abhängigkeit mit der BÜ-Sicherung (einschl. der Schal-
tung und Energieversorgung für die Notsignalisierung nach 4.8.2) müssen den
Sicherheitsanforderungen der Bahnverwaltung entsprechen.
4.2 Zeitbedarf für die Beeinflussung des Straßenverkehrs
Bei der Ermittlung des Zeitbedarfs für die Beeinflussung des Straßenverkehrs (tk1
nach 3.2) ist zu beachten, dass die Teilzeit tk1 im Augenblick der Beeinflussung des
LZA beginnt; sie endet, sobald mit der Sicherung des BÜ begonnen werden kann.
Die erforderlichen Mindestgrünzeiten und Zwischenzeiten sowie gewisse Verzöge-
rungen für das Räumen des BÜ bei Behinderungen durch Abbieger an der Kreu-
zung sind zu berücksichtigen. Hierbei ist von einer Beeinflussung in demjenigen
Signalisierungszustand auszugehen, der den größten Zeitbedarf bis zum Beginn
der Vollbeeinflussung (siehe 4.3) erfordert. Bei Berechnung des größten Zeitbe-
darfs kann es sich empfehlen, in besonderen Fällen (z. B. grüne Wellen) auch die
Verhältnisse des Straßenverkehrs verstärkt zu berücksichtigen, sofern dem nicht
überwiegende Interessen des Eisenbahnverkehrs entgegenstehen.
4.3 Vollbeeinflussung
Vor einer Zugfahrt werden alle LZG so geschaltet, dass das zügige Räumen des
BÜ sichergestellt ist und die Zufahrten zum BÜ gesperrt werden.
4.4 Teilbeeinflussung
Wenn es zum Verbessern der Verkehrsabwicklung an der Kreuzung geboten er-
scheint, soll nach dem Räumen des BÜ der Straßenverkehr, der den BÜ nicht
kreuzt, mit besonderem Lichtzeichenprogramm geregelt werden. Das ist nur mög-
lich, wenn der BÜ durch Schranken gesichert ist oder der Verkehr, der den BÜ
kreuzen würde, durch Lichtzeichen – im Allgemeinen mit Pfeilen – besonders ge-
regelt wird.
4.5 Aufhebung der Beeinflussung
Mit Aufheben der Sperrung des BÜ ist die Voll- oder Teilbeeinflussung aufzuheben.
4.6 Nachbeeinflussung
Wo es die Verkehrsverhältnisse erfordern, kann nach Aufheben der Sperrung des
BÜ die erste Grün-Phase derjenigen Verkehrsrichtung zugeteilt und auch verlän-
gert werden, die durch die Sperrung des BÜ am meisten behindert war.
4.7 Zeiten geringen Straßenverkehrs
Das Ausschalten der LZA in Zeiten geringen Straßenverkehrs ist nur zulässig,
wenn die LZA beim Verkehren von Schienenfahrzeugen die Sicherung des BÜ
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wieder übernimmt. Bei ausgeschalteter LZA ist gelbes Blinklicht an den Zufahrten
zum BÜ nicht zulässig.

4.8 Maßnahmen bei Ausfall der Lichtzeichenanlage

4.8.1 Wo es die Verkehrsverhältnisse zulassen, soll den über den BÜ führenden
Straßen die Vorfahrt gegenüber den anderen Straßen gegeben werden. Dies hat
den Vorteil, dass sich bei Ausfall der LZA in der Regel kein Rückstau über den BÜ
bilden kann. Ist jedoch auf der vorfahrtberechtigten Straße mit häufigem Links-
abbiegeverkehr, der nicht verboten werden kann, und hierdurch bedingtem Rück-
stau über den BÜ zu rechnen, dann sind die gleichen Maßnahmen zu treffen wie
bei fehlender Vorfahrt für diese Verkehrsrichtung (siehe 4.8.2).

4.8.2 Hat die über den BÜ führende Straße keine Vorfahrt, so muss bei Ausfall der
LZA eine „Notsignalisierung“ an der Kreuzung wirksam sein.

Die LZA der „Notsignalisierung“ sind, wie unter 4.3 (Vollbeeinflussung) angege-
ben, zu schalten.

4.8.3 Farbsprünge entgegen der allgemein gültigen Lichtzeichenfolge, auch von
Grün auf Rot, sowie Verkürzungen der Mindestgrünzeiten oder Verlängerungen
von Gelb- oder Rot/Gelb-Zeiten über die übliche Dauer hinaus dürfen nur in Not-
fällen in Kauf genommen werden, insbesondere wenn die Lichtzeichenanlage zu
einem Zeitpunkt ausfällt, in dem das Eisenbahnfahrzeug nicht mehr rechtzeitig vor
dem BÜ angehalten werden kann.

4.8.4 An Eisenbahnstrecken mit schwachem Güterverkehr darf bei Handeinschal-
tung nach dem Anhalten der Eisenbahnfahrzeuge vor dem BÜ auf eine Notsigna-
lisierung entsprechend 4.8.2 verzichtet werden.

Bei starkem Straßenverkehr im Sinne von § 11 Abs. 10 EBO muss jedoch die Funk-
tion der Lichtzeichen für die Bahnübergangssicherung durch eine Notstromversor-
gung sichergestellt sein.

4.8.5 Bei Ausfall der LZA ist gelbes Blinklicht an den Zufahrten zum BÜ nicht
zulässig.

5. Vereinbarungen über Planung, Bau und Betrieb der Anlagen

5.1 Planung

Bei der Planung sind die Möglichkeiten von straßenbau- und eisenbahntechni-
schen Verbesserungen zu prüfen. Die Art der technischen BÜ-Sicherung und die
Art der Verkehrsregelung sowie die gegenseitigen Abhängigkeiten sind von der
Bahnverwaltung, der Straßenverkehrsbehörde und sonstigen zuständigen Stellen
im gegenseitigen Einvernehmen zu planen.

Bei der Planung sind die Verkehrsverhältnisse unter Berücksichtigung der über-
sehbaren Verkehrsentwicklung eingehend zu untersuchen.

5.2 Abnahme, Inbetriebnahme

Die Anlagen sind nach den dafür geltenden Vorschriften von den zuständigen
Behörden gemeinsam abzunehmen; das Ergebnis der Abnahme ist schriftlich
festzulegen.

Während eines überwachten Probebetriebs und einige Zeit nach der endgültigen
Inbetriebnahme sind das Verhalten der Verkehrsteilnehmer und die Auswirkungen
auf Schienen- und Straßenverkehr zu beobachten.

5.3 Wartung, Entstörung

5.3.1 Die Einzelheiten der Wartung und Entstörung sind in einer Vereinbarung der
zuständigen Stellen festzulegen.

5.3.2 Die beteiligten Stellen unterrichten einander rechtzeitig über Arbeiten, die
die Abhängigkeiten zwischen der BÜ-Sicherung und der LZA und damit die
Sicherheit beeinträchtigen können. Die Aufsichtsführenden haben zu prüfen, ob
und welche Sicherheitsmaßnahmen zu treffen sind.

5.3.3 Störungen, die die Sicherheit am BÜ oder den Eisenbahnbetrieb beein-
trächtigen, sind einer überwachenden Stelle der Bahn durch technische Mittel
automatisch anzuzeigen. Die nach Maßgabe der Vereinbarung (5.3.1) für die Ent-
störung zuständigen Stellen sind unverzüglich zu unterrichten. Ein schnelles
Beseitigen der Störungen ist anzustreben.
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A nwe n d u n g sb e i s p i e l e

Beispiel 1

Bei diesem und den folgenden vereinfachten Beispielen wurde davon ausgegan-
gen, dass jeweils nur ein Fahrstreifen je Zufahrtsrichtung zur Kreuzung zur Verfü-
gung steht. Signalgeber mit Pfeil-, Fußgänger- oder Radfahrer-Sinnbildern sowie
Wiederholungssignalgeber sind nicht dargestellt.

Jede Einzelplanung erfordert ein eingehendes Überprüfen der örtlichen Gegeben-
heiten, daher sind Abweichungen von diesem und den folgenden Anwendungs-
beispielen denkbar.

Ist a so groß, dass der Abbau eines Rückstaus auf den BÜ unverhältnismäßig
lange dauern würde, so ist ein Rückstau auf den BÜ zu verhindern. Hierzu ist der
Signalgeber 4 mit 3 Leuchtfeldern (Grün, Gelb, Rot) auszuführen. Die Signalgeber
4 und 6 sind progressiv zueinander zu schalten („Grüne Welle“). Bei Bedarf kann
die Grünzeit am Signalgeber 4 etwas kürzer als am Signalgeber 6 gehalten wer-
den. Der Signalgeber 5 hat nur 2 Leuchtfelder (Gelb und Rot) und wird nur bahn-
abhängig geschaltet.

Ist a so klein, dass der Abbau eines Rückstaus auf den BÜ ausreichend schnell
möglich ist und daher zugelassen werden kann, so kann der Signalgeber 4 eben-
falls mit nur 2 Leuchtfeldern (Gelb und Rot) ausgestattet werden, die nur bahn-
abhängig zu schalten sind (Farbfolge: Dunkel-Gelb-Rot-Dunkel, also ohne Rot und
Gelb gleichzeitig). Auf VwV–StVO zu § 37 Abs. 2 Nr. 3 wird hingewiesen.

Die Strecke a wird gemessen von der Haltlinie vor Signalgeber 4 bis zur Haltlinie
vor Signalgeber 6. Die Strecke d bzw. d’ ist die Sperrstrecke, die für den erforder-
lichen Zeitbedarf zum Räumen des BÜ mitbestimmend ist. Sie wird bei Anlagen
mit Signalgebern von der Haltlinie vor Signalgeber 4 oder 5 gemessen, jeweils bis
zum Schrankenbaum jenseits des BÜ, beim Fehlen von Schranken oder Halb-
schranken bis zur Grenze des Regellichtraumes jenseits der Gleise.
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Der Abstand BÜ/Kreuzung und örtliche Verhältnisse lassen nicht zu, dass zwi-
schen BÜ und Kreuzung Fahrzeuge aufgestaut werden können. Die Zufahrt vom
BÜ zur Kreuzung ist dann durch den Signalgeber 4 zu regeln. Der Signalgeber 5
hat nur 2 Leuchtfelder (Gelb und Rot) und wird nur bahnabhängig geschaltet.

118 HAV 12. Auflage

BMV-Erlass
vom 17.7.1972 

(Fortsetzung)

Beispiel 2

Beispiel 3



Ist wegen zu geringen Abstands zwischen BÜ und Kreuzung weder das Aufstellen
von Signalgebern noch von Andreaskreuzen und/oder Schranken möglich und
kann auf Schranken verzichtet werden, so sind für die Sicherung des BÜ Licht-
zeichen und Andreaskreuze ggf. an besonderen Konstruktionen (z. B. Peitschen-
maste und dgl.) anzubringen. Alle Signalgeber dienen sowohl der BÜ-Sicherung
als auch der Verkehrsregelung an der Kreuzung.
Hinweis:
Die notwendigen Schaltungen zur zeitgerechten Räumung des BÜ sind zu be-
rücksichtigen.
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Auszug aus der Ril 815 „Bahnübergangsanlagen entwerfen und instandhalten“
(Ausgabe 2002)

. . .
5 Andreaskreuze aufstellen
Ausführung und Aufstellen von Andreaskreuzen
(1) Andreaskreuze müssen der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) An-
lage 5, Bild 1 (Zeichen 201 nach StVO) entsprechen. Sie müssen, außer an Feld-
und Waldwegen, voll rückstrahlend ausgeführt werden.
Andreaskreuze sind außer in den in der EBO § 11, Abs. 3 genannten Fällen an allen
BÜ aufzustellen.
Hinweise:
Soweit Andreaskreuze nur für den Verkehr in einer abzweigenden Richtung gelten
sollen, sind sie mit einem Zusatzzeichen nach StVO (Richtungspfeil) zu kennzeich-
nen.
Bei Gleisen mit Fahrleitung ist die Ausführung mit Blitzpfeil in der Mitte zu wählen.

Andreaskreuze anordnen
(2) Andreaskreuze müssen so angeordnet werden, dass sie für den Straßenver-
kehr auf ca. 50 m Entfernung zu erkennen sind. Lässt die Straßenführung oder 
-beschaffenheit nur eine geringere Geschwindigkeit als 50 km/h zu, darf diese
Entfernung bis auf 20 m verringert werden.
Bei der Wahl des Standorts der Andreaskreuze sind immer die jeweiligen örtlichen
Gegebenheiten zu berücksichtigen. Dabei sind alle möglichen Verkehrsbeziehun-
gen am BÜ (z. B. Parallelstraßen zur Bahn) mit einzubeziehen.
Andreaskreuze sind beiderseits der Straße aufzustellen. An einem BÜ können ent-
sprechend der Örtlichkeit mehrere Andreaskreuze auf einer oder beiden Seiten
des BÜ erforderlich werden.
Hinweis:
Beim Aufstellen mehrerer Andreaskreuze sind deren Einflüsse auf die Berechnung
der Sicherung (Sperrstrecke d) zu berücksichtigen.
Bei Feld- und Waldwegen ist es zulässig, nur ein Andreaskreuz auf der rechten
Straßenseite aufzustellen. Wenn die Sicht nicht ausreicht, darf das Andreaskreuz
auch links aufgestellt werden.
Soweit mit Beschädigung der Andreaskreuze durch Fußgänger oder Radfahrer ge-
rechnet werden muss, sollen unten Schutzbügel angebracht werden.
In Hafen- und Industriegebieten darf bei BÜ ohne technische Sicherung auf das Auf-
stellen von Andreaskreuzen verzichtet werden, wenn an den Einfahrten Andreas-
kreuze mit dem Zusatzschild „Hafengebiet, Schienenfahrzeuge haben Vorrang“
oder „Industriegebiet, Schienenfahrzeuge haben Vorrang“ angebracht sind (vgl.
EBO § 11, Abs. 5).

Andreaskreuze an BÜ ohne technische Sicherung aufstellen
(3) Andreaskreuze sollen bei rechtwinkligen BÜ ohne technische Sicherungen
beiderseits der Straße, in einem lichten Abstand von 3,0 m zur Mitte des jeweils
äußeren Gleises und wie bei BÜ mit technischen Sicherungen (vgl. Abs. 6) bei vSt
≤ 50 km/h in einem Abstand a ≥ 1,0 m, bei 50<vSt ≤ 70 km/h in a ≥ 1,25 m vom
Fahrbahnrand aufgestellt werden (vgl. Bild 5 bis 7), bei mehrspurigen Straßen ggf.
auch zusätzlich über der Fahrbahn (vgl. Abs. 7).
Die für den Straßenverkehr freizuhaltenden Räume nach Richtlinie 815.0020,
Tabelle 2 sind hierbei zu berücksichtigen.
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Hinweise:
Der Abstand von 3,0 m von der Gleismitte entspricht dem Abstand von 2,25 m von
der äußeren Schiene (vgl. VwV–StVO zu § 41 Vorschriftzeichen, zu Zeichen 201
Andreaskreuz).
Die Grenze des Regellichtraums verläuft in einem Abstand von 2,50 m von der
Gleismitte, das entspricht einem Abstand von 1,75 m von der äußeren Schiene.
Bei Fahrbahnbreiten mit Breiten über 5,50 m und spitzem Kreuzungswinkel soll
das rechte Andreaskreuz, vom Schnittpunkt der Straßenmitte (Leitlinie, Fahrstrei-
fenbegrenzung) mit der Grenze des Regellichtraums der Bahn ausgehend, recht-
winklig zur Straßenmitte angeordnet werden (vgl. Bild 5).
Wenn die Fahrbahnbreite weniger als 5,50 m beträgt, ist, statt von Straßenmitte,
von einer fiktiven Fahrstreifenbegrenzung von 3,00 m auszugehen (vgl. Bild 6).
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Bild 5: Andreaskreuze bei spitzem Kreuzungswinkel mit Fahrstreifenbegren-
zung oder Leitlinie bei Straßenbreite b ≥ 5,50 m anordnen

Bild 6: Andreaskreuze bei spitzem Kreuzungswinkel und Straßenbreite 
b <5,50 m anordnen

1) bei vSt ≤ 50 km/h
2) bei 50<vSt ≤ 70 km/h

1) bei vSt ≤ 50 km/h
2) bei 50<vSt ≤ 70 km/h



Hinweise:
Eine Fahrstreifenbegrenzung (StVO Zeichen 295, 296) oder Leitlinie (StVO Zeichen 340)
in Straßenmitte wird nicht aufgebracht, wenn die Straßenbreite kleiner als 5,50 m ist.
Fahrbahnbegrenzungen (StVO Zeichen 295) werden auch auf Fahrbahnen unter
5,50 m Breite aufgebracht.
Bei stumpfem Kreuzungswinkel ist das rechte Andreaskreuz mindestens im Ab-
stand von 2,25 m von der äußeren Schiene, das linke Andreaskreuz, vom Schnitt-
punkt der rechten Fahrbahnbegrenzung (Straßenrand) mit der Grenze des Regel-
lichtraums ausgehend, rechtwinklig zur Straßenmitte anzuordnen (vgl. Bild 7).

Dicht hintereineinander liegende BÜ kennzeichnen
(4) Liegen im Zuge einer Straße zwei BÜ so dicht hintereinander, dass die Aufstell-
länge für das gefahrfreie Anhalten von Straßenfahrzeugen zwischen den Gleisen
nicht ausreicht, sind zwischen den BÜ keine Andreaskreuze anzubringen, die
übrigen Andreaskreuze jedoch mit dem Zusatzschild „2 Bahnübergänge“ zu ver-
sehen (vgl. Bild 8).
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Bild 7: Andreaskreuze bei stumpfem Kreuzungswinkel mit oder ohne Fahr-
streifenbegenzung oder Leitlinie anordnen

1) bei vSt ≤ 50 km/h
2) bei 50<vSt ≤ 70 km/h

Bild 8: Zwei dicht hintereinanderliegende BÜ kennzeichnen



Hinweis:

Als Aufstelllänge wird die Fahrzeuglänge lSt mit einem Sicherheitszuschlag von 5,00 m
genommen.
Die Zusatzschilder dürfen auch über dem Andreaskreuz angeordnet werden, wenn
die Auffälligkeit damit verbessert wird.

Privatübergänge kennzeichnen

(5) Privatübergänge ohne öffentlichen Verkehr müssen beiderseits der Bahn durch
Schilder nach Bild 9 gekennzeichnet werden. Bestehende Schilder mit ähnlichen
Aufschriften dürfen verbleiben.
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Andreaskreuze an BÜ mit technischer Sicherung anordnen

(6) An BÜ mit Lichtzeichen oder Blinklichtern mit oder ohne Schranken oder Halb-
schranken sollen Andreaskreuze am Signalmast, unter Einhaltung der lichten
Räume und Sicherheitsräume für den Straßenverkehr nach Richtlinie 815.0020,
Tabelle 2, stehend angebracht werden (vgl. Bild 10).

Bild 9: Schild an Privatübergängen
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Bild 10: Andreaskreuze bei BÜ mit technischen Sicherungen anordnen



Andreaskreuze bei spitzwinkligen Kreuzungen mit gleisparallelen Schranken
anbringen

(8) Bei zum Gleis parallelen Schranken an spitzwinkligen Kreuzungen soll das
rechte Andreaskreuz, vom Schnittpunkt der Schrankenachse mit der Straßenmitte
ausgehend, rechtwinklig zur Straßenmitte bei vSt ≤ 50 km/h in einem Abstand 
a ≥ 1,0 m, bei 50<vSt ≤ 70 km/h in a ≥ 1,25 m vom Fahrbahnrand aufgestellt
werden.
Die für den Straßenverkehr freizuhaltenden Räume nach Richtlinie 815.0020,
Tabelle 2 sind hierbei zu berücksichtigen.
Das linke Andreaskreuz soll in ca. 1,0 m Abstand von der Mitte des Schranken-
antriebs (gemessen senkrecht zur Schranke) aufgestellt werden (vgl. Bild 12).

Andreaskreuze bei stumpfwinkligen Kreuzungen mit gleisparallelen Schranken
anbringen

(9) Bei zum Gleis parallelen Schranken an stumpfwinkligen Kreuzungen soll das
rechte Andreaskreuz in ca. 1,0 m Abstand von der Mitte des Schrankenantriebs
angeordnet werden, das linke soll direkt gegenüber dem rechten aufgestellt werden.

Andreaskreuze bei rechtwinklig zur Straßenachse angeordneten Schranken
anbringen

(10) Bei rechtwinklig zur Straßenachse angeordneten Schranken und bei Halb-
schranken soll das rechte Andreaskreuz in ca. 1,0 m lichtem Abstand zum Schran-
kenantrieb und das linke gegenüberliegend aufgestellt werden.
Können die Maste der Straßensignale, z. B. wegen parallel geführter Fuß- und
Radwege, nicht im Regelabstand vom Verkehrsraum der Straße aufgestellt wer-
den, dürfen die Signalgeber und Andreaskreuze (liegend) an einem Peitschen-
mast nach Bild 11 angebracht werden.
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nach RAS-Q
······· Begrenzung des lichten Raums
– – – – Begrenzung des Verkehrsraums
Ss seitlicher Sicherheitsraum
So oberer Sicherheitsraum
Kfz für Kraftfahrzeuge
F für Fußgänger
R für Radfahrer

1) Maß gilt für vSt ≤ 50 km/h
2) Maß gilt für 50<vSt ≤ 70 km/h
3) Unterschreitung um 0,25 m zulässig

neben Hochborden oder befestigten
Seitenstreifen

Bild 11: Beispiel für das Anbringen von Andreaskreuzen an Peitschenmasten
über den Verkehrsräumen

Maße in m

Andreaskreuze bei technischer Sicherung und beengten Verhältnissen an-
bringen
(7) In Ortschaften oder bei beengten Verhältnissen muss das Andreaskreuz neben
oder über dem Lichtzeichen oder Blinklicht, das der BÜ-Sicherung dient, über den
Verkehrsräumen an Peitschenmasten oder Auslegern, um 100 gon (90°) gedreht
(liegend) angebracht werden (vgl. Bild 11).



Hinweis:
Es können auch mehrere Signalgeber an einem Mast angeordnet werden, wobei ein
Signalgeber auf den (entfernteren) Annäherungsbereich, der andere Signalgeber
auf den Nahbereich (Wartebereich) ausgerichtet werden kann. In diesem Fall darf
der Abstand vom Verkehrsraum bis etwa 2,50 m betragen.
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1) bei vSt ≤ 50 km/h
2) bei 50<vSt ≤ 70 km/h

Bild 12: Andreaskreuze bei spitzem Kreuzungswinkel und parallel zum Gleis
angeordneten Schranken aufstellen
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